
Exil inSkandinavien:
MartinKrebs

Karl-Werner SchunckRedaktionelleErwägungen hattenbei derHerausgabe des er-
sten Bandes des „Jahrbuches" (1986) dazu geführt, den um-
fangreichen Beitrag über Sozialdemokraten im skandinavi-
schenExil- AnnelieseRaabke undMartin Krebs- zu teilen.
Der jetzt folgende Teil behandelt das berufliche, soziale und
politische Wirken Martin Krebs' nach seiner Rückkehr aus
SchwedenzuBeginndesJahres 1946.Das Schwergewicht liegt
nunauf densozialen Bedingungen inSchleswig-Holstein nach
dem Kriege: Flüchtlingselend, allgemeine Not und Mangelsi-
tuationsowie Massenarbeitslosigkeit, diebesonders die nach-
wachsende Generation hart treffen mußte. Nach vorangegan-
genem Verbot und trotz erlittener Verfolgung waren es vor
allem Sozialdemokraten, die zuerst die Initiative ergriffen,
Verantwortung übernahmen und Konzeptionen für den wirt-
schaftlichen,sozialenundpolitischenWiederaufbauentwickel-
ten.

Dieser Beitrag soll einesganz deutlichmachen:DieMänner
undFrauen, die sich von 1945 an für ein neues Deutschland
engagierten, handelten nicht von irgendeinem Nullpunkt aus.
Für siegab es keine „StundeNull". Sie brachtenihreErfahrun-
gen aus Weimarer Republik und „Drittem Reich" mit. Und
einige auch die Erfahrungen aus der Emigration und ihren
jeweiligenExilländern, indenen sie Asyl gefunden hatten.

Durchaus problematisch waren Situation und Erfahrungs-
hintergrund vieler Daheimgebliebener. Die Reaktionen auf
extreme Situationen, auf die Verfolgung und Unterdrückung
durch den Naziterror sowie auf Gewissenskonflikte, in die
jeder rasch kommenkonnte, aber auch auf die möglicheVer-
führung durch eine ungeheure Propaganda sind sicher sehr
unterschiedlichgewesen.Die imLaufedesJahres1945 wieder-
erstandeneSPD warsomit ganzsicher nichtnur einstrahlender
Jungsiegfried der neuenDemokratie.

Willy Brandt gehörte zu den erstenEmigranten, die Ende
1945 Gelegenheit erhielten, nach Deutschland zureisen, und
zwarnochehedie endgültige Rückkehr möglichgewesen wäre.
InseinemFallgelang es alsBerichterstattervondenNürnber-
ger Prozessen für die norwegische Presse. Brandt schilderte
seineEindrücke ineinem ausführlichen Referat vorder Stock-
holmer Emigrantengruppe, dasim Januar 1946 inden„Mittei-
lungen der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands in
Schweden" wiedergegeben wurde. Durch Anneliese Raabke
ist uns mündlich überliefert, daß dieses Referat viele Anwe-
sende-darunterWalter Raabkeund sicherauchMartinKrebs-

ermuntert hat, ihre Rückkehr nach Deutschland nun be-
schleunigt voranzutreiben. Und doch gibt dieses Referat ein
schonungsloses undungeschminktesBildüber denZustandder
Sozialdemokratischen ParteiinDeutschland,dendieEmigran-
ten 1945und unmittelbar danachvorfanden. Essei daher eine
längere Passageim Wortlaut zitiert:
>rAberungeheuerlich istderSchutt indenKöpfenderMenschen.
Selbst die Pessimisten haben unterschätzt, welche Wirkungen
zwölfJahre Faschismus in den Köpfenhinterlassen würden,
welcheLeere und welcheDummheit ingroßen Massendes Vol-

Schleswig-Holsteinheute

MartinKrebs,1940
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kes nachdieserplanmäßigen Verseuchung zu verzeichnensind.
Wir dürfen uns keinerlei Täuschung hingeben:Die Wirkungder
ideologischen Beeinflussung ist sehr tief gegangen. Wir sollen
alle Mitträger der neuen deutschen Arbeiterbewegung werden
und dürfen daher den Aufbau nicht mit einer Lüge beginnen.
Und es wäre eine Lüge, wenn wir behaupten würden, daß die
Arbeiterbewegung immun geblieben ist. So kannes imGroßen
und Ganzen aussehen. Sie war mehr als andere immun; in
Scharenfüllen sie jetztdie Versammlungen. InNürnberg sind21
große Versammlungen an einem Tag abgehalten worden mit
Leuten, dienie Mitglieder der Nationalsozialisten waren.Jeder
ist natürlich verleitet, diese Behauptung aufzustellen. Kontrol-
liert werdenkanndasnuran einem Ort, wo man zu Hause war
und wo man dieLeute kennt. IchhabezweiBesuche inLübeck
gemacht,umgenauzukontrollieren, wasausdenLeutengewor-
denist.EshatEinbrüche gegeben unterderMitgliedschaft bisin
höchsteFunktionärkader. Ich empfehle jedem, die Zahl jener
aus demFunktionärskreis zu überprüfen, diedieMitgliedschaft
der NSDAPinden Jahren1940-1942erworbenhaben. Es wa-
ren Genossen, dieheutesehr erstauntsind, daß man sienicht zur
Arbeitheranziehen will, die aber soweit infiziert waren, daß sie
sagen, jeder mußte damals doch sehen, daß Deutschland den
Krieggewinnen würde, und es wäre wahnsinnig gewesen, sich
auch weiterhinauszuschließen. Vielleicht konnte man, so argu-
mentierten sie damals, in der Partei Opposition machen. Man
muß sehen, daß das eine Schwäche war, eineDemoralisierung.
Ichsage dasnicht, umdieLage schwärzer zumalen, als sie ist.
Es gibt eine Schicht treuer Genossen. Aber diese Sache gehört
zum Gesamtbild.

"'
Für diejenigen Sozialdemokraten, die dem Druck der An-

passung nur bedingt widerstandenhatten,stellten die zurück-
gekehrten Emigranten eine moralische Herausforderung dar.
Diesgaltumgekehrt auchfür diejenigenSozialdemokraten,die
nach aktivem Widerstand und erlittener Verfolgung das
„DritteReich" indenZuchthäusernundKonzentrationslagern
überlebt hatten. Kann man es diesen Menschen verübeln,
wenn aucheinige von ihnenaus ihrerbesonderenSichtSchwie-
rigkeiten in ihrem VerhältniszudenEmigranten hatten,die es
doch-scheinbar - leichter gehabt hatten?

Walter Pöppel,der wie Willy Brandt im Oktober 1944 von
der SAP zur SPD zurückgefunden hatte, berichtet inseinen
Lebenserinnerungen über einen Besuch Kurt Schumachers
1947 in Schweden. Sein Referat vor den noch in Schweden
weilenden Emigranten und vor schwedischen Gästen sei im
TonundInhalt aggressivund abweisendgewesen. Weiter führt
er aus:
„Anläßlich des Schumacherbesuches hatten Otto Friedländer,
Walter Pöppelund noch einige Mitglieder des Vorstandes der
deutschen sozialdemokratischenEmigrantengruppe einebeson-
dere Besprechung mit ihm, wobei auch dieHeimkehr der Emi-
granten zur Sprache kam. Leider gab es auch nichtdiegering-
sten Hinweise oder Vorschläge. ,Das muß jeder selber ordnen',
so lauteteSchumachers kurzgefaßte Antwort. Das konnte viel-

1 „Mitteilungender Sozialdemokrati-
schen Partei Deutschlands in Schwe-
den", Nr.1, Januar 1946, Arbetarrö-
relsens Arkiv och Bibliotek Stock-
holm, SPD, Sverige, Bd.2.
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leicht jemand, der in seinen Heimatort zurückging und dort
Verwandte oder Freunde hatte; es war aber schwieriger für je-
den, der in Westdeutschlandfremd war.

"2

Die Reserviertheit, denen die zurückgekehrten Emigranten
z. T. selbst in den eigenen Reihenbegegneten, darf nicht dar-
über hinwegtäuschen, daß die Vorbehalte maßgeblicher bür-
gerlicher Kreiseganzanderer Art waren. Diesemachtenselbst
vor derVerleumdung der Vertriebenenund Zwangsausgebür-
gerten des „Dritten Reiches" nicht halt, um die eigene Ver-
strickung oder gar Schuld zu überdecken. Erinnert sei noch
einmal an den AusspruchKai-UwevonHasselsaufdem CDU-
Landesparteitag inHeide 1960:
„Ichkanndiese Schicksalsgemeinschaft nichtverlassen, wenn es
mir persönlich gefährlich erscheint, und ihr wieder beitreten,
wenn dasRisiko vorbei ist.

"
Die Schilderung eines konkreten Lebenslaufs eines Emi-

granten, seines politischen und sozialen Engagements, soll
auch ein Beitrag sein, die Infamie eines solchen Ausspruchs
offenzulegen.

Rückkehr nach
Deutschland

NachweislichhatteMartinKrebs sich gleichnachderKapitula-
tion des Naziregimes um seine Rückkehr nach Deutschland
bemüht. Für ihnalsSozialdemokraten lages nahe,dieEinreise
in die westlichenBesatzungszonen anzustreben. Doch wurde
vonwestalliierterSeitenichtsunternommen, umdieRückkehr
der Emigranten zuerleichtern.AuchKrebs' Problem war,daß
er janicht aus dem westlichenTeilDeutschlands stammte und
er auch sonst nur wenige Beziehungen dorthinhatte.

Wie im ersten Teil ausführlich geschildert, nutzten dienach
Schwedenemigrierten Sozialdemokratenund Gewerkschafter
die ihnenbis zuihrer Rückkehr nachDeutschland aufgezwun-
gene Wartezeit, um in ihrer Exilheimat eine intensive und
umfangreiche Hilfstätigkeit aufzubauen. Sobald dies möglich
war, gingen zahlreiche Hilfssendungen in das zerstörte und
hungernde Deutschland. Zunächst galt die Hilfe den nach
SchwedengerettetenOpfern ausdenKonzentrationslagern der
Nazis. MartinKrebshattedabeieine führende Rolle gespielt.
Zu denvon ihmbetreutenehemaligenKZ-Häftlingen gehörte
Frau M. aus Eckernförde,die mit Hilfe der Bernadotte-Ak-
tion3 aus demKZAuschwitz entkommen war.

Ende Januar 1946 wurde der erste Transport von Rückkeh-
rernausSchweden zusammengestellt. Erumfaßte vornehmlich
befreite ehemalige KZ-Häftlinge. Frau M. aus Eckernförde
berichtete uns:
„Ich wolltemitdemerstenSchiffstransport, der überhaupt orga-
nisiert wurde, nach Deutschland zurück. Martin Krebs wollte
auch soschnell wiemöglichzurück. Dann trafessich so,daß er
diesen Transportbekommen hat. Seine Aufgabe wares, uns als
Betreuer zu begleiten."

DerEmpfang inLübeck durchdiebritischen Besatzungsbe-
hördenmuß ernüchternd gewesensein.Wie dieanderenpoliti-
schen Emigranten auch, mußte Martin Krebs zunächst meh-

2 Walter Pöppel,„Deutschlandsverlo-
reneJahre1933-1945-Betrachtungen
aus der Emigration",FörfattaresBok-
maskin, Stockholm1986, S. 230.
3 Man vergleiche die kommentierte
Bilddokumentation von Körte/
Schwarz in diesem Band.
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rere Wochen in einem Internierungslager zubringen, obwohl
man gerade solche Menschen doch für den Wiederaufbau
Deutschlands in demokratischem Geist dringend benötigt
hätte. Krebs konnte seine Entlassung aus dem Lager schließ-
licherreichen, indemersichu.a.aufdenbritischen Außenmi-
nisterBevin,dener durchseine internationaleGewerkschafts-
arbeit kannte, berufen konnte4.

4So dieAussageder späterenSekretä-
rin vonKrebs,FrauS.,gegenüber den
Verfassernineinem Gespräch 1984.

In Eckernförde FrauM. indiesem Zusammenhang:
„Eigentlich wollte er ja nach Berlin. Aber dort ließ man ihn

nicht hin. Da habe ich ihm gesagt, daß er mitkommen könne
nach Schleswig-Holstein, das zur Britischen Zone gehörte.
MeineEltern wohntendamals aufdem Lande in derNähe von
Eckernförde, inLehmsiek. Er hat dann gegenüber vonuns in
demLandgasthaus gewohnt. MeinebeidenBrüder waren eben-
falls wie durch ein Wunder aus dem KZAuschwitz zurückge-
kehrt. Sie arbeiten nunbei derKreisverwaltung inEckernförde
und haben sehr schnell den Kontakt vermittelt, so daß Martin
Krebs auch bald bei der Kreisverwaltung tätig werden konnte.
Wir haben dann inEckernförde einkleines Siedlungshaus be-
kommen. So kommtes, daß wireineReihe vonJahrengemein-
sam ineiner Wohnung gelebt haben.

"

Hilfe für Eckernförde
ausSchweden

Eckernfördeist zu dieser Zeit mit Flüchtlingen überfüllt, die
u.a. in den verschiedenen Lagern untergebracht werden,
die während des Krieges Tausenden vonDienstverpflichteten
für die Torpedoversuchsanstalt (TVA) und verschleppten
Zwangsarbeitern als Unterkunft gedient haben. Nachdemdie
TVA als Arbeitgeber ausgefallen ist, fehlt es an einer ausrei-
chenden wirtschaftlichen Grundlage, um die Versorgung die-
serMenschenzusichern.MartinKrebs gelingt es,einengroßen
Teil ausländischer Hilfsgüter nach Eckernförde zu lenken.
FrauM.:

„Erhat versucht, für alldieFlüchtlinge hier etwas zu tun.Er
hatte ja die Verbindung nach Schweden. Kontaktperson dort
war dieGräfinHamilton. Wirkriegten waggonweise Kleidung,
wirklichschöne Sachen, und sehr viel Lebensmittel, darunter
reichlichButterundSchinken. DieHilfsgüter wurden über Lü-
beck geleitet. MartinKrebs ist oftmit einemLastwagen dorthin
gefahren. Wir haben die Sachendann hier in unserer Wohnung
sortiert,undMartinKrebssorgtedannfür die Verteilung.Inder
Näheder alten,TVA-Nord'hatten wireineHalle. Unddorthin
konnten dieFlüchtlinge kommen und sich etwas abholen. Meh-
rere Frauen von der Arbeiterwohlfahrt haben beim Sortieren
und Verteilen geholfen. Aber ein Großteil der Hilfstätigkeit
spieltesich beiuns zuHauseab. ZuWeihnachten und anande-
ren Feiertagen haben wir hübsche Tische gedeckt und viele
Flüchtlinge mit ihrenKindernzum Essen etc. eingeladen. Das
hat uns vielFreude gemacht."

Man muß sich diesnoch einmal vergegenwärtigen: Da sind
zwei ehemalige Verfolgte desNaziregimes nach Deutschland
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zurückgekehrt, der eine aus dem Exil, die andere aus dem
Konzentrationslager. Beide habenes indenJahren zuvor nicht
leicht gehabt und z. T. unvorstellbar Schweres durchgemacht.
Und diese Menschen verwenden nun ihre ganze Energie dar-
auf, anderen in Not Geratenen zu helfen - Menschen, von
denen sie nicht wissen können,ob sie oder ihre Eltern und
nächsten Angehörigennicht zudenVerfolgern und Peinigern
vongesterngehörthaben.FrauS.ausEckernförde,dieab1947
als Sekretärin für Krebs arbeitete, erinnert sich an dieseHilfs-
tätigkeit:

„Durch VermittlungderGräfinHamilton inSchweden kamen
vielePakete mit derAufschrift ,förTysklands barn,dieMartin
Krebs mit dem LKW aus dem Sammellager in Lübeck holte.
Damals war hier im Gut Altenhofbei Eckernfördeein Kinder-
heim eingerichtet. Dort waren vor allem elternloseFlüchtlings-
kinder untergebracht. DieseKinderhat MartinKrebs vor allem
mitHilfsgütern versorgt.Das war jedesmaleingroßes Erlebnis.

"
Neben die karitative Arbeit trat

- selbstverständlich - das
politische undgewerkschaftliche Engagement. DemKreisvor-
standderSPD gehörtKrebs von1946-1952an. Indergleichen
Zeit (bis 1951) ist er Vorsitzender des DGB-Kreisverbandes
Eckernförde.Mitglieddes Kreistages ist er von 1946 bis 1970
(ab 1955 als stellvertretender Kreispräsident); der Ratsver-
sammlung der Stadt Eckernförde gehörter von 1948 bis 1970
an, und zwar 1950-51und1964-70 als Bürgervorsteher (zwi-
schenzeitlich als stellvertretenderBürgervorsteher).

Stichworte, die das weitere Wirken vonMartin Krebs mar-
kieren: Kreisbaugenossenschaft Eckernfördeund Aufbau der

Weihnachten1946-MartinKrebs(hin-
ten rechts) bei einer Bescherung von
Flüchtlingskindern in seiner Wohnung
in Eckernförde (ausPrivatbesitz)
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»Hauptabteilung Arbeit' imMinisterium für Arbeit,Wohlfahrt
und Gesundheitswesen des sozialdemokratischen Ministers
Kurt Pohle.

Das umfangreiche kommunalpolitische Wirken soll hier
nicht inallenEinzelheiten aufgezeigt werden.Erwähnung ver-
dient indiesem Zusammenhang aber Martin Krebs' Tätigkeit
imRahmenderKreisbaugenossenschaft -später „Gemeinnüt-
ziges Wohnungsbauunternehmen e.G." (GWU), in deren
Aufsichtsraterab1948und inderen Vorstander ab 1957biszu
seinem Tode wirkte.Durchumfangreiche Bautätigkeit konnte
dieärgste Wohnungsnot beseitigt werden(„Barackenräumpro-
gramm").Die Verhältnissegestatteten es zunächstnochnicht,
besondere zukunftsweisende Konzeptionen für den Woh-
nungsbau zu entwickeln. Gebaut wurden mehr oder weniger
EinheitsbautenohnekostenintensiveExtras, wannimmer Mit-
tel zur Verfügung standen,um zunächstdie enorme Warteliste
von Wohnungssuchenden abzubauen. Damals entstanden in
Eckernfördeu.a. die Wohnhäuser inder Doroteenstraße und
inderCäcilienstraße sowie im „Ostlandviertel".Hinzukam die
Errichtung vonKleinsiedlungenund spätermehrundmehr von
normalen Einfamilienhäusern. Sein besonderes Engagement
richtete Martin Krebs auf die Errichtung von Altenwohnun-
gen, und zwar nicht zuletzt auchinkleineren Orten des Kreis-
gebietes.

Zu den prägenden politischen Persönlichkeitender ersten
Nachkriegsjahre inEckernfördegehörtenEugenLechnerund
Kurt Pohle. Kurt Schulz, seit 1969Bürgermeister in Eckern-
förde,erinnert sich:

„KurtPohle, Eugen Lechner, MartinKrebs und schließlich
ichselbstalsdamalsnoch recht jungerMann bildeten zusammen
einpolitisches Gespann."

Eugen Lechner vertrat den Eckernförder Wahlkreis im
Landtag, bevor er zum Bürgermeister der GemeindeEinfeld/
Neumünster gewählt wurde. Kurt Pohle wurde 1947 in der
erstenfreigewählten, sozialdemokratischgeführten Landesre-
gierung unter Hermann Lüdemann Minister für „Arbeit,
Wohlfahrt und Gesundheitswesen" (Sozialminister).

Der Aufbauder
„Hauptabteilung Ar-
beit" im Ministerium
für Arbeit, Wohlfahrt
und Gesundheitswe-
sen

Zum 1.Juli1947holtePohle MartinKrebs indasMinisterium
und vertraute ihmmit dem Dienstrang eines „Oberregierungs-
rats" die Leitung der „Hauptabteilung Arbeit" an. Man geht
wohlnicht fehlinderEinschätzung, daß dieser (Haupt-)Abte-
ilungin denJahrendes wirtschaftlichenWiederaufbaus unddes
gesellschaftspolitischen Neubeginns eine Schlüsselrolle zufal-
lensollte.DieAnfänge warenbescheiden.FrauS. aus Eckern-
fördeerinnert sich:

„Ichkam am1. August 1947als Sekretärin zurHauptabtei-
lung Arbeit; Martin Krebs hatte am I.Juli angefangen. Wir
waren zunächst nicht mehr als sechs Personen: Martin Krebs,
zweiBeamte des gehobenen Dienstes,zwei Sachbearbeiter und
ich. Als erstes wurde die Gewerbeabteilung unserer Abteilung
zugeordnet, danach die Arbeitsgerichtsbarkeit, dann das
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Landesarbeitsamt- die eigenständigeBundesanstaltfür Arbeit'
inNürnberg gab esnoch nicht.Mit der Zuordnung des Landes-
arbeitsamtes wurden dreiBedienstetevondort als Verbindungs-
leute zuuns abgestellt.Dannkam dieSozialversicherunghinzu.
AnMinister Pohle habe ich einesehrpositiveErinnerung, auch
an seinen Nachfolger Professor Preller. Preller war zugleich
Wirtschaftsminister, so daß das Ministerium zwischenzeitlich
die Bezeichnung ,Ministerium für Arbeit, Wirtschaft und Ver-
kehr' führte.

"
Leiter der „Hauptabteilung Arbeit" wurde 1949 der Jurist

Hans Gramm, der inPersonalunionzugleich die Position des
Präsidenten des Landesarbeitsgerichts innehatte. Offensicht-
lich wurde einesolche Verkuppelung vonFunktionender Exe-
kutive und der Judikative noch nicht in der Weise kritisch
gesehen, wie dies heute zweifellos der Fall wäre. Doch dürfte
auch damals klar gewesen sein, daß jedenfalls der Präsident
eines Landesgerichts nicht in einer untergeordneten Funktion
indiezugeordnete AbteilungderLandesverwaltung eingebun-
den sein konnte. Martin Krebs blieb jedoch stellvertretender
Abteilungsleiter und zugleich Leiter der „Arbeitsgruppe II"
mitden Aufgabengebieten Arbeitsplanung, Schlichtungs- und
Tarifwesen sowie Arbeitsrecht. Er behielt diese Funktion
auch,alsnach demRegierungswechsel imSeptember 1950der
sehr weit rechts stehende,NS-belastete Vertriebenenpolitiker
Asbachdie Leitung dcs Ministeriums übernahm mit der offi-
ziellenBezeichnung „Minister für Arbeit,SozialesundVertrie-
bene". Die erneute Umbenennung dcs Ministeriums machte
die politische Akzentverschiebung deutlich. Inwieweit sich
daraus Konflikte und Probleme für den „linken" ehemaligen
politischen Emigranten Krebs ergeben haben, ist nicht be-
kannt. 1955 allerdings verlor Krebs auch seine Funktion als
Leiterder „Arbeitsgruppe II";doch wurdenindiesem Jahr im
Zuge einer allgemeinen Änderung der Organisationsstruktur
sämtlichevergleichbaren Arbeitsgruppenaufgelöst.Neben sei-
ner Funktion als Vertreter des Abteilungsleiters nahm er nun
nurnoch die Aufgabe des „Beauftragten für das Schlichtungs-
wesen" wahr.Dabei ist zubedenken, daß MartinKrebs schon
unmittelbar vor seiner Pensionierung nach Vollendung des 65.
Lebensjahresstand (März 1957).

Es kann und soll die administrative Tätigkeit von Martin
Krebs hier nicht im Detail nachgezeichnet werden. Vier
Schwerpunkte, die zugleich Einblick in die sozialen Verhält-
nisse derNachkriegs- undWiederaufbauphase vermitteln,sind
jedoch ausführlicher zu betrachten. Das Jugendaufbauwerk
(JAW) inSchleswig-Holstein, die „werteschaffende Arbeitslo-
senfürsorge", der Aufbau der Glasindustrie inder Flüchtlings-
siedlungTrappenkampund dieTätigkeit alsSchlichter inTarif-
streitigkeiten.

Engagement für das
Jugendaufbauwerk

Mit dem Ende des Krieges und dem Zusammenbruch des
„Dritten Reiches" war Schleswig-Holstein zum vorrangigen
„Flüchtlingsaufnahmeland" geworden; gegenüber der Vor-
kriegszeit war die Einwohnerzahl auf nahezu das Doppelte
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hinaufgeschnellt. Gewiß ließen sich in dieser fast chaotischen
Situation Unterbringungs- und Ernährungsprobleme in den
eher ländlichen Regionen dieses Landes leichter lösenals in
den industriellen Ballungsgebieten und den zerstörtenGroß-
städtendes westdeutschenRaumes.Um so schwieriger waren
die Probleme der Produktionund der Arbeitsbeschaffung in
den Griff zu bekommen. Diese trafen besondershart jüngere
Menschen,die geradeerst aus der Schuleentlassenoder wegen
Krieg und Vertreibung nicht in den Arbeitsprozeß eingeglie-
dert waren. Gerade unter denFlüchtlingen befand sich eine
große ZahlelternloserKinderund Jugendlicher. Oft warendie
Familien aufgrund der Umstände desKrieges undderVertrei-
bung unvollständig (zumeist ohne Vater) oder zerrissen. Im
übrigen handelte es sich um besonders geburtenstarke Jahr-
gänge. In einem längeren Artikel in der Schleswig-holsteini-
schen Volkszeitung (VZ) vom 27.Mai1950über das Jugend-
aufbauwerk in Schleswig-Holstein" gab Martin Krebs einen
Überblick. Danach hatte die Zahl der Volksschulkinder in
Schleswig-Holstein im Schuljahr 1947/48 gegenüber 1938/39
um 124,7 v.H. zugenommen, sich also mehr als verdoppelt.
Der Anteil an volksschulpflichtigen Flüchtlingskindern daran
betrug 43,5 v.H. Die entsprechenden Zahlen waren in allen
übrigen Bundesländern wesentlich niedriger. Martin Krebs
weiter:

„Vom Juni1948 bis 31. Dezember 1949 lebten inSchleswig-
Holstein 80000 Jugendliche unter 18 Jahren. Von diesen Ju-
gendlichen waren11160ohne Beschäftigung. Dabeihandelt es
sich hauptsächlich um Jugendliche im Alter von 14 und 15
Jahren. Eine mindestensgleiche ZahlJugendlicher imAlter bis
zu21Jahren kommt hinzu; es sinddemnachgegenwärtig über
22 000Jugendliche unter 21Jahrenund hiervonmindestens die
Hälfte unter16Jahrenohne ArbeitundLehrstelle.Dienächsten
Jahre werden wegen der zur Schulentlassung kommenden ge-
burtsstarken Vorkriegsjahrgänge eine weitere Verschärfung der
Lagebringen.

Von den Ostern 1950 zur Schulentlassung gekommenen
47000 Jugendlichen könnennach begründeten Schätzungen
25 000 in Lehr- oder Arbeitsstellen vermittelt werden, so daß
22 000Schulentlassene zu dengegenwärtig bereits vorhandenen
über 22000 Jugendlichen hinzukommen. Hiernach sind ab
Ostern1950und 45000Jugendliche unter 21Jahren -hiervon
35000unter 16Jahren-ohne Arbeit und Lehrstelle. DieLan-
desregierung Schleswig-Holstein bemüht sich, durch Aufrufe
und Verhandlungen mitderIndustrie, demHandwerkund dem
Handel zusätzlicheLehr-und Arbeitsstellenfür Jugendliche zu
schaffen. Selbst wenn diesgelingt, wird aber eingroßer Teilder
Jugendlichen in den nächsten Jahren ohne Arbeitsstelle sein. "
Das wesentliche Instrument, umdie „Berufsnotder Jugend zu
steuern und den Gefahren der Jugendarbeitslosigkeit zubegeg-
nen" (M.Krebs) waren die „freiwillige Jugendarbeit" (FJA)
und das „Jugendaufbauwerk" (JAW). Johann Gross aus Su-
rendorf,von 1947bis 1966 selbst Leiter einesFJA-bzw. JAW-
Heimes in Surendorf,berichtete uns:
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„Esfing an mit derfreiwilligen Jugendarbeit. Zuständig war
das Landesarbeitsamt Schleswig-Holstein. Dort war damals
Professor Mierke, derspätereRektor der PädagogischenHoch-
schule inKiel, derverantwortlicheDezernent oderReferent. Er
war sehr engagiert und hat wesentlich dazu beigetragen, daß
diese freiwillige Jugendarbeit überhaupt begonnen wurde, um
die Jugendlichen von der Straße zu holen. Sie kamen ja in
Massen. Viele hatten ihre Eltern verloren, oder wußten nichts
vonihnen-keineFamiliemehr,nichts-einekurzeBüx, das war
alles, wassiehatten. Undda hatteman damalsdengutenGedan-
ken:Esistnichtdamitgetan, daß man ihnenein Dachgibt, eine
Hose, ein Paare Schuhe. Da hat man dann die freiwillige
Jugendarbeit ins Lebengerufen. Finanziert wurde sie von der
Arbeitsverwaltung, allerdings mit sparsamen Mitteln. Träger
waren Gemeinden und Kreise, später bei JAW auch andere
Organisationen wie die Kirche-das Diakonische Werk — oder
dieArbeiterwohlfahrt."

Diese freiwillige Jugendarbeit war ein vorläufiges improvi-
siertes Vorhaben ohne ausreichendes konzeptionelles und fi-
nanziellesFundament,dessenBestandzudemdurchdiebevor-
stehende Eingliederung des „Landes-" Arbeitsamtes in die
Nürnberger „Bundesanstalt für Arbeit" gefährdet war. Frau
S.,die als Sekretärin imSozialministerium ineiner engen Ver-
trauensbeziehungzuMartin Krebs stand, berichtet:
„1948 oder 1949 hatten wir eine größere Sitzung wegen der
besorgniserregenden Arbeitslosigkeit derJugendlichen.DieIni-
tiative dazu war wesentlich von Martin Krebs ausgegangen.
Soweit ichmich erinnere,nahmenan dieserSitzungaußer Mini-
sterKurt Pohle noch Dr.Hessenaver-der spätere langjährige
Leiter des Landesamtes für staatsbürgerliche Bildung- sowie
Vertreter desArbeitsamtes, der Gewerkschaften usw. teil.

"
DasResultat dieser und andererBemühungen wardas „Ge-

setz über das Jugendaufbauwerk" vom 13.12. 1949. Martin
Krebs schrieb indem bereits zitiertenVZ-Artikel vom 27.Mai
1950:

„In den offenen wie geschlossenen Maßnahmen werden die
Jugendlichen zugleich körperlich und geistig weitergebildet.
Hier wirdnurgemeinnützige und zusätzlicheArbeitausgeführt,
so daß durch das Jugendaufbauwerk keine reguläre Arbeits-
kräftefreigesetzt werden. ImRahmen desJugendaufbauwerkes
werdenauchberufsförderndeMaßnahmen durchgeführt; insbe-
sondere istdabeian dieEinrichtungeinjähriger Grundlehrgänge
gedacht, in denen die Jugendlichen unter fachkundlicher Lei-
tung in eigenen Werkstätten ausgebildet werdensollen.

DieLandesregierung Schleswig-Holstein ist mitdieser staatli-
chen Betreuung der Jugendlichengegenüber den anderen Län-
dern des Bundesgebietes beispielhaft vorangegangen.

Die wirtschaftlicheLeistungsfähgikeit derdeutschenIndustrie
und des Handwerks hängt entscheidend voneiner beruflichen
Leistungsfähigkeit ihrer Facharbeit ab. Erhalten die rund
550000Jugendlichen, die im Jahre 1949 im Bundesgebiet die
Schule verlassen haben und deren Zahlbis zum Jahre1954auf
800000steigt, keine richtige Lehrausbildung oder Arbeit, dann
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ist jetztschon der Zeitpunkt zu berechnen, wo inderdeutschen
Wirtschaft qualifizierte Fachkräfte fehlen werden. Es ist die
Pflicht aller, hierhelfendeinzugreifen, damitunsereJugend eine
geordnete Berufsausbildung erhält unddaß diese Ausbildungs-
plätze vermehrt werden unddieAusbildung vertieft wird.

Das Volk hat eine tiefe moralische Verpflichtung gegenüber
derheranwachsendenGeneration. Alle Kräfte in derWirtschaft
und im Volk müssen diesem brennenden Problem ihre volle
Aufmerksamkeit schenken, um dadurch zur Bekämpfung der
Arbeitslosigkeit entscheidendbeizutragen."

Betreuung und ge-
meinnützige Arbeit für
10 000Jugendliche

Nach einem Artikel in der Juliausgabe der „Statistischen
Monatshefte" für Schleswig-Holstein von 1952 existierten zu
Beginn des Jahres 1951 in Schleswig-Holstein131Einrichtun-
gen desJugendaufbauwerks, die über das ganzeLand verteilt
waren - auf dem flachen Lande wie in der Großstadt. Es
handelt sich um 50 „geschlossene" (Vollheimemit Unterbrin-
gung)sowie um81 „offene"Maßnahmen (Tagesheime). Insge-
samt seien 1951 fast 10000 Jugendliche vom JAW betreut
worden, überwiegend 14- bis 16jährige. Die Heime seien im
Monatsdurchschnitt mit 3500 Jugendlichen belegt gewesen.
AufdreiJungen seiein Mädchengekommen. ZweiDrittelder
Betreuten warenFlüchtlinge. Im übrigen heißt es:

„Im Rahmen des Jugendaufbauwerkes wurdendieJugendli-
chen zugemeinnützigen Arbeiten herangezogen, die außerhalb
der Belange des allgemeinen Arbeitsmarktes liegen. In etwa
800000 Tageswerken wurdenhierbei Spiel- undSportplätzean-
gelegt, Grünanlagen inFlüchtlingslagern erstelltund zahlreiche
andere Arbeiten wieleichter Wegebau, Ausgrabungen und Auf-
forstungsarbeiten durchgeführt. Gesteigerter Wert wurde der
Intensivierung des Unterrichts beigemessen, ein Umstand, der

Jugendliche des JAW Surendorf beim
Bau desSchulhofs für die durch Um-
baueineralten TVA-Baracke errichtete
zweiklassigeSchule (1949)
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den Jugendlichen schon insofern zugute kommt, als er ihre
Vermittlung inArbeits- undLehrstellen erleichtert.

Im ganzen wurden im vergangenen Jahr fast 90000 Unter-
richtsstunden erteilt, davon 65000 in denHeimen, der Rest in
Berufsschulen. Inderselben Zeit konnten2400Lehr- und1700
Arbeitsstellen vermittelt und damit über 4000Jugendlicheunter-
gebracht werden.

Innerhalbdes letztenJahres wurdeimRahmen desUnterrich-
tes besonderes Gewicht auf dieberufsfördernden Maßnahmen
gelegt, wie die Verdoppelung der Grundausbildungslehrgänge
erkennen läßt. Bei den Jungen überwogen die Lehrgänge für
metallverarbeitende Berufe, bei den Mädchen diejenigen für
allgemeineHauswirtschaft. Die Zahlder an diesenLehrgängen
beteiligten Jungen nahm von knapp 300 auf450, die derMäd-
chen von 200 auf500 zu."

Typisch dürfte das JAW inSurendorf gewesensein, dasvon
1947 bis 1966 bestand. In Surendorfhatte es eine bedeutende
Nebenstelle der Torpedoversuchsanstalt Eckernförde gege-
ben, derenmilitärisch bedeutsame Anlagen 1948von denBri-
ten gesprengt, „demontiert", worden waren. Wie inEckern-
fördegabes hiereinegroße Zahl vonWohnbaracken,dienach
dem Kriege Flüchtlingen als Unterkunft dienten. Immerhin
hatten indem kleinen Ort Surendorfeinmal an die 2000 Men-
schen für die TVA arbeitenmüssen. Dazu Johann Gross:
,Als ich 1947 hierher kam, standen die alten TVA-Baracken
noch alle. Unser JAW war in einer dieser Baracken unterge-
bracht. Auch dahinter war alles vollBaracken, das sogenannte
„Flottenlager" und dann die Seestraße hinunter, um die TVA
herum, runter zum Weststrand und auf der rechten Seite der
altenStraße nachKrusendorf undschließlich inDänisch-Nien-
hofstanden Baracken. Es fing auch beiuns mit derfreiwilligen
Jugendarbeit an, zunächst mit zehn, dann mit zwanzig und
dreißig, schließlich bis zusiebzigJugendlichen. Wirhaben alle
möglichenArbeiten für die Gemeinde gemacht. In Surendorf
und inKrusendorfhaben wir Teiche trockengelegt und Wegear-
beiten gemacht. Dann haben wir aus den Trümmern der alten

Jugendlichedes FAJbei der Bergung
vonSteinen ausden Trümmern derge-
sprengten Torpedoversuchsanstalt
(TVA) in Surendorf (1948)
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TVA Holz besorgt, Dachbalken und Dachlattenund vor allen
Dingenhaben wireinhalbesJahr langalte Ziegelaus dem TVA-
Abbruch geborgen und geputzt. Mit dem Holz haben wir zu-
nächst Zwischenwändeindie Wohnbarackeneingezogen, damit
die dort untergebrachten Flüchtlingsfamilien wenigsten einiger-
maßen getrennt voneinanderleben konnten.In derBaracke, die
früher einmaldie Waffenmeistereigewesen war, wohntenunsere
Jungen in zwei großen Schlafsälen mit je 30-35 Mann. Dort
haben wir dann Vier- bis Sechs-Mann-Stuben gebaut und alles
recht ordentlich hergerichtet, so daß es wirklich den Charakter
eines „Heimes"erhielt.Außerdem haben wiraus verschiedenen
Barackenteilen eineneue Baracke aufgebaut, inder eine zwei-
klassige Schule untergebracht wurde.

1951 kam dann eine bedeutungsvolle Änderung in unserem
JAW. Wir haben nun nichtmehrnur zusätzliche gemeinnützige
Arbeit gemacht. Jetzt wurde es ernst mit der vorberuflichen
Ausbildung. Nun wurden Werkstätteneingerichtetfür Holz und
Metall,für derenBau wir unsere selbstgeputzten Ziegel verwen-
den konnten. Neben der berufspraktischen Ausbildung wurde
viel Wert auf den theoretischen Unterricht in der Kreisberufs-
schule in Eckernförde gelegt. Ursprünglich wollten wir auch
einenlandwirtschaftlichen Zweig aufbauen. Das war vor allem
die Idee von Martin Krebs, mit dem ich oft verhandelt habe,
wenn es darum ging, MittelundMaterialien für den Ausbau
unseres JAW zu beschaffen. Die hohen Kosten für Land und
Maschinen etc.für denlandwirtschaftlichen Zweig waren aller-
dings nicht aufzubringen.

Martin Krebs ist einer der stärksten Fördererdes JAWgewe-

EinrichtungneuerJAW-Lehrwerkstät-
ten durch Umbau einer TVA-Baracke
(1951)
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sen.Erhat es wann immer, woauchimmer undgegen wenauch
immer engagiert verteidigt. Ich weiß, daß esfür ihnnicht immer
leichtgewesenist, inKieldie notwendigenMittelfür dasJAWzu
beschaffen. Aber wenn manmit ihm zu tun hatte, spürte man
sein starkes soziales Engagement."$

5Gesprächmit JohannGross,Sommer
1985.

Einführung von JAW-Lehrgangsteil-
nehmern (nach 1951) in grundlegende
TechnikenderMetallbearbeitung
a) Feilen
b) Drehen
c) Schmieden
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Finanzielle Unterstüzung für das JAW kam nicht nur aus
Kiel.Ineinem Artikelder VZvom 19.Nov.1949 wird berich-
tet:
„VondenAusführungen, dieMinisterProfessorDr.Preller vor
der Presse machte, verdient die Bekanntgabe eines Skandina-
vienplanes besondereBeachtung. Aufeiner Schwedenreise hat
er mit dem schwedischen Minister Moeller ein grundsätzliches
Übereinkommen zur Aufnahme von100 bis 200schleswig-hol-
steinischen Jugendlichen getroffen. Sie sollen dort eine gute
handwerkliche, land- oder hauswirtschaftliche Ausbildung und
später, sofern sie in Schweden bleiben, auch Arbeitsplätze fin-
den... Skandinavische Komitees, die kürzlich Schleswig-Hol-
steinbereisten, haben weitereUnterstützung des JAWzugesagt:
Norwegen z. B. will zwei oder drei vollständig eingerichtete
Lehrlingswohnheime liefern und Schweden 80000 bis 100000
Schwedenkronen für Lehrwerksbaracken zur Verfügung stel-
len."

Die guten Verbindungen, die u.a. Martin Krebs in seiner
Exilzeit zuskandinavischenFreunden angeknüpft hatte, dürf-
tenauchhier hilfreich gewesensein.

Werteschaffende Er-
werbslosenfürsorge

Angesichtsderhohen Erwerbslosigkeit,mit derimFlüchtlings-
land Schleswig-Holstein naturgemäß nichtnurJugendliche zu
kämpfen hatten, mußte die Beschäftigungspolitik im Zentrum
der Bemühungen um eine sozial ausgerichtete Politik stehen.
Wieerneut in denletztenJahren drängte sich auch damals die
Überlegung auf, ob es nicht inmenschlicher und wirtschaftli-
cher Hinsicht wirkungsvoller sei, durch gezielte Beschäfti-
gungspolitik und Arbeitsbeschaffung den betroffenen Men-
schen eine sinnvolle bezahlte Tätigkeit zu ermöglichen, statt
lediglich Unterstützungsleistungen zu finanzieren. Das Stich-
wort hieß „werteschaffende Erwerbslosenfürsorge" . Wesentli-
cherInitiatorund zuständig imBereichdesSozialministeriums
warMartinKrebs,der imübrigen inseiner Gewerkschafts- und
Exilzeit in enger Verbindung mit einem der entschiedensten
Vorkämpfer beschäftigungspolitischer Ideen gestanden hatte:
mit Fritz Tarnow.Fritz Tarnow hatte zur Zeit der Weltwirt-
schaftskrise zusammen mit Fritz Baade und Woytinsky das
beschäftigungspolitische Programm des ADGB, den soge-
nanntenWTB-Plan, ausgearbeitet, der-wäreer politisch zum
Zuge gekommen - einen Beitrag zur Überwindung der wirt-
schaftlichen und letztendlich politischen Katastrophe, die in
der „Machtübernahme" Hitlers gipfelte, hätte leistenkönnen.
Fritz Baade, auch daran sei an dieser Stelle erinnert, leitete
nachdemKriege dasKielerWeltwirtschaftsinstitut und vertrat
als sozialdemokratischer Abgeordneter denKieler Wahlkreis
im Bundestag. Auch er war aus dem Exil (Türkei) nach
Deutschland zurückgekehrt.

Heuteistdie „werteschaffende Erwerbslosenfürsorge" weit-
gehend inVergessenheit geraten. Man kanndarüber spekulie-
ren, ob diese Art der Beschäftigungspolitik eine wichtigere
Rollehättespielen können,wennnicht frühzeitig die Weichen
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inRichtung auf eine liberalistische Wirtschaftspolitik gestellt
worden wären, nicht zuletzt mit der Währungsreform 1948.
Frau S., die seit 1947 inder „Hauptabteilung für Arbeit" mit
MartinKrebszusammenarbeitete,berichtete aus ihrerErinne-
rung:

„Mitder,werteschaffenden Erwerbslosigkeit' fingen wir an.
Hierfür wurden Gelder zur Verfügung gestellt. Damit die Ar-
beitslosen von der Straße kamen, bauten wir Straßen aus. Das
Programm war vor allem für die arbeitslosen Tiefbauarbeiter
bestimmt. Sicherlichistderfrühere KreisEckernfördeambesten
dabei gefahren. Am Anfang mußte vieles improvisiert werden.
Ein findiger und aktiver Bürgermeister konnte viel für seine
Gemeinde herausholen. Wenn der damalige Ministerpräsident
indieHüttener Berge, etwaaufdenAschberg, wollte, hatihnder
dort zuständige Bürgermeister von Ascheffel jedesmal einen
anderenschlechten Wegfahren lassen. ,MeinGott', hat er dann
gesagt,,ichhabe doch schonso vieleWege bauen lassen, sind die
denn nochnichtfertig?'"

Zu den damals bedeutenderen Vorhaben gehörte der Bau
der Eckernförder „Umgehungsstraße" im Zuge der jetzigen
B76 von der Kreuzung Lornsenplatz bis zu denKasernenauf
der Karlshöhe,durch die der Durchgangsverkehr inRichtung
Schleswig aus der Innenstadt herausgenommen wurde. Zuer-
wähnen wäre auch der Ausbau der Verbindungsstraße von
Surendorf nachSprenge. HierzuJ. Gross aus Surendorf:

„Esgabnoch indenerstenNachkriegsjahren keinebefestigte
Landverbindung von Surendorf inRichtung Kiel. Die Haupt-
verbindung war damals ein Liniendampfer, die ,Sperber', die
zwischen Kiel und Eckernförde verkehrte und in Surendorf
anlegte. Auf dem Landweg mußte man von Surendorf nach
Sprenge. Erst von dort gab es eine Busverbindung nachKiel.
Dieser ,Sprenger Weg' war ein schlichter Sandweg zwischen
zwei Knickreihen, um derenErhalt manheutekämpfen würde.
Günstige Verkehrsverbindungen nachKiel waren ja wichtig vor
allem für die tausende von Flüchtlingen, die in den alten TVA-
Baracken untergebracht waren. Nachdem die Surendorfer TVA
gesprengt worden war, hatte man reichlich Material für den
Straßenbau: Die TVA-Steine wurden als Packlager genutzt.
Heute, nach dem Ausbau der ,Bäderstraße' (8503, L45 und
285) sind die Verkehrsverhältnisse im Dänischen Wohld noch
einmal völligneu gestaltet worden.

"

Aufbauhilfe für die
Flüchtlingssiedlung
Trappenkamp

Der Eindruck, Martin Krebs habe vor allem seinem neuen
„Heimaf'-Kreis Eckernförde bevorzugt geholfen, bedarf so-
gleich derKorrektur.Es war dieFlüchtlingssiedlung Trappen-
kamp im nördlichenTeil desKreises Segeberg, die dasbeson-
dereEngagement des früheren Glasfacharbeiters und -gewerk-
schafters herausforderte.

In Trappenkamp, einem abseits gelegenen aufgeforsteten
Heidegebiet, war währenddes „DrittenReiches" auf ehemali-
gem Truppenübungsgelände ein bedeutendesArsenal für Ma-
rinesperrwaffen aufgebaut worden. Gelagert und montiert
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wurden hier in großem Umfang Minen, Wasserbomben,
Sprengbomben etc. Der wichtigste Teil dieses Arsenals be-
standaus142Munitionslagerhäusern verschiedener Größe,die
zusammen eineNutzfläche von ca. 15000qm ausmachten.6 In
zähemRingenmit der britischenBesatzungsmacht gelanges in
denersten Nachkriegsjahren, diebeabsichtigte Demontage zu
verhindern.Diesogenannten„Bunker",die ehemaligen Muni-
tionslagerhäuser, erwiesen sich als hervorragend geeignet für
dieUnterbringung vonFlüchtlingen. Bis 1948hattensich etwa
850Menschenhier angesiedelt. Vonihnenkametwa dieHälfte
aus dem Sudetenland, die nächstgrößte Gruppe bildeten die
Schlesier. Unter den Sudetendeutschen wiederum waren die
Gablonzer die dominierende Gruppe. Gablonz war ein
Schwerpunkt der Glas-undSchmuckwarenindustrie gewesen.
Der handwerklich geprägte Industriezweig vereinigte in sich
eine Fülle von spezialisierten Berufen. Vor allem aus dem
Ausgangsprodukt Stangenglas wurden z.B. hergestellt: Lü-
sterbehänge, Glasknöpfe,Perlen,Steine für Ringe, Armbän-
der und sonstiger Schmuck. Hinzu kamen artverwandte Pro-
dukteder „Bijouteriewaren" -Brancheaus Metall,Holz,Le-
der,Kunststoffetc.

Mit zähemÜberlebenswillen wares den Gablonzern inrela-
tiv kurzer Zeit gelungen, trotz extremungünstiger Bedingun-
gen in Trappenkamp eine größere Zahl kleiner und kleinster
Betriebeaufzubauen, wiees ähnlichund ingrößeremStilauch
in Süddeutschland und Österreich geschah. Zu Anfang des
Jahres 1948 war ihre Zahl bereits auf 28 glasverarbeitende
Betriebe angewachsen; hinzu kamen 16 metallverarbeitende
und12 sonstige „GablonzerBetriebe".Beschäftigt wurden450
Facharbeiterundrd. 250an- und umgelernte Kräfte.

Diese „Industrie" war auf umfangreiche Zulieferung von
Rohstoffen und Halbfertigwaren angewiesen, die nur unter
großen Schwierigkeiten aus den weit entferntenRegionen mit
traditioneller Glasindustrie zu beschaffen waren.Der Absatz,
traditionell in der Hand sogenannter „Exporteure", mußte
organisiert werden.Dies gelang nurdurch staatliche Hilfeund
festen Zusammenschluß. Das Problem der Zulieferung des
benötigtenStangenglaseskonnte teilweisegelöstwerdendurch
die Gründung der Trappenkamper Glashütte, die am 1.Sep-
tember 1948 in einem der ehemaligen Bunker eingerichtet
wurdeund dieheuteals „Glasfabrik Ernst FriedrichKG" vor
allem auch Hohlglas und Kristallglaserzeugnisse („Friedrich
Kristall") herstellt.

Schon im September 1946 war die „Trappenkamper Glas-
und Schmuckwaren eGmbH", kurz „Genossenschaft" ge-
nannt, gegründet worden. Mitglieder waren die einzelnen
TrappenkamperBetriebe,die Schmuck-,Glas-undKristallwa-
renoder „Kunsthandwerk"betrieben. Für dieseBetriebesollte
sie in kaufmännischen und technischen Fragen tätig werden,
(Einkauf von Rohmaterial, Absatz der fertigen Produkte) so-
wiebeider Ansiedlung von Betrieben,der Zusammenfassung
der durchdieFlucht verstreutenFacharbeitskräfte,derBereit-
stellungvonRäumlichkeitenund nichtzuletzt beider Beschaf-

6 Diese und die folgenden Angaben
sind der 1976 erschienenen gründli-
chen und detaillierten „Chronik der
GemeindeTrappenkamp"von Claus
Dietrich Bechert, S. 19ff. entnom-
men.
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fung von Zuschüssen und Krediten. Insoweit hatte sie den
Charakter einerKredit- und Aufbaugemeinschaft.

VonderLandesregierungwar MartinKrebs zum „Sonderbe-
auftragten für Trappenkamp" bestimmt worden.Frau S., die
MartinKrebs oft nach Trappenkamp begleitete,berichtet:

,JYir hatten Gelder aus dem Wiederaufbaufond zur Verfü-
gung,die wir über die Genossenschaft verteilten, umden einzel-
nen Betrieben eine Starthilfe zu geben. Das war noch recht
bescheiden damals. Zusammen mit der Segeberger Volksbank
konnteMartinKrebs über diese Gelder verfügen. Dieeinzelnen
Firmensagten, wassie brauchten, undMartinKrebskanntesich
ja aus in der Glasindustrie. Und dann hieß es:,Wir brauchen
unbedingt eine eigene Glashütte in Trappenkamp, sonst werden
wir nie etwas.

'
Dafür vor allem wurden Gelder zur Verfügung

gestellt. Aber damit war es nicht getan. Es dauerte eineganze
Zeit, bis es der Glashütte gelang, wirklich schlierenfreies Glas
herzustellen. Ein großes Problem dabei war, die geeigneten
Rohstoffe zubeschaffen.

"
Erwin Wengel, sozialdemokratischer Kommunalpolitiker

der „erstenStunde" und bis zum Ablauf der Wahlperiode im
Frühjahr 1986 Bürgervorsteher der Gemeinde Trappenkamp
erinnert sich:

„Ohne den Sonderbeauftragten hätte der Ort nicht gedeihen
können. Martin Krebs hatte eine wichtige Mittlerrolle zu den
Behördenundzudenvielen Zulieferbetrieben,aufdie wirhierin
Trappenkamp so dringend angewiesen waren. Wir brauchten
Bezugsscheine, und wir brauchten hier etwas und da etwas. Er
vermittelte, wannimmer es irgendwelcheEngpässe gab. Er war
einsehr sachlicherMann, dergutmitanderenMenschenumge-
hen konnte. Dabei war er energisch und engagiert und konnte
sich, wennesdaraufankam,gelegentlichauchganzschönaufre-
gen. Erhattekeinecharismatische Ausstrahlung. DasGeschäft-
liche lag ihmsehr, und er hatte etwas von einem Selfmade-man
an sich. Aber zugleich spürte man, daß er Idealist war undein
wirklichesHerz für dieNöteder Flüchtlinge hatte."7

Es gibt einenHinweis darauf, daß Martin Krebs auch ver-
suchthat,seineKontaktezuschwedischenHilfsorganisationen
für Trappenkamp einzusetzen.ImZuge derDemontage hatten
die Briten1948 den gesamten ausgedehnten Waldbestand um
Trappenkamp radikal abgeholzt. Die Landschaft war zur
Einödegeworden. Damals war dasschwedische Hilfswerk auf
der Suche nach einem geeigneten Förderungsobjekt.Es kam
zueinemBesuchdesschwedischenPastorsForell,derentsetzt
von einer „australischenSteppe" gesprochen haben soll.8 Of-
fensichtlich gab er dieser Einödsiedlungkeine Entwicklungs-
chance.Die schwedische Hilfe kam stattdessen der bedeuten-
denFlüchtlingsansiedlung Espelkamp inWestfalen zugute.

7 Gespräch mit Erwin Wengel im
Herbst 1985.
8 Chronik der Gemeinde Trappen-
kamp, S.29.

Sachbearbeiter für das
Schlichtungswesen

Zuden wichtigenAufgaben, dieMartinKrebsindenentschei-
dendenNachkriegsJahren biszuseiner Pensionierung imFrüh-
jahr1957wahrnahm, gehörtedasAmt des SchlichtersinTarif-
streitigkeiten. Während der Zeit des schwedischenExilshatte
die „Landesgruppe deutscher Gewerkschafter" sich in ihren
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Vorschlägen zu Problemen des Wiederaufbaus in Deutsch-
land"nichtnur für dieWiederherstellung des freienKoalitions-
rechtes der Arbeitnehmer eingesetzt, sondern auch die Mög-
lichkeit eines staatlich geordneten Schlichtungswesens befür-
wortet.9Imübrigen hatteMartinKrebsinSchwedeneinsozial-
politischesModell kennengelernt, das, gestützt auf die starke
organisatorische Kraft der Arbeiterbewegung, auf gesicherte
parlamentarisch-demokratische Rahmenbedingungen und auf
der Grundlage des zwischen den großen Tarifparteien ge-
schlossenen historischen Rahmenabkommens von „Saltsjöba-
den" von1938,einensteten sozialenFortschrittmit vergleichs-
weisefriedlichenMittelnzuermöglichenschien. Ansätzeinder
gleichen Richtung hatte es auch in der deutschen Geschichte
seit dem ersten Weltkrieg gegeben. Durchsetzen konnte sich
dieses Modell inDeutschland ansatzweise erst nach demzwei-
tenWeltkrieg. Andererseitswaren dieRahmenbedingungen in
der Bundesrepublik, die sich eine gesicherte demokratische
Tradition erstnoch erringen sollte undderen erste Jahrzehnte
durch den konservativen Einfluß der CDU geprägt wurden,
eben doch anderealsinSchweden.SomagzuRechteingewen-
det werden, daß die relativ wirtschaftsfriedliche, ,sozialpart-
nerschaftliche' Politik der DGB-Gewerkschaften nicht nur
zum wirtschaftlichen Wiederaufbau beigetragen, sondern zu-
gleich auch die gesellschaftliche und politische Restauration
begünstigt hat.DiesesProblemkannhier nur angedeutet wer-
den.

Wir sind es heute gewohnt, daß Schlichtungen von Arbeits-
kämpfen Zustandekommen auf der Grundlage von Vereinba-
rungen zwischen streitendenTarifparteien, wobei die Schlich-
ter in der Regel von Fall zu Fall neu bestimmt werden. Das
Kontrollratsgesetz Nr.35 vom 20.8.1946,das auchnachErlaß
des späteren Tarifvertragsgesetzes vom9. 4. 1949 weiter gültig
blieb,sahdagegendieMöglichkeitvor,einestaatlicheVermitt-
lungsinstanz zuschaffen. In einem Artikeldes „Informations-
dienstesdesMinistersfür Arbeit,SozialesundVertriebene des
Landes Schleswig-Holstein" vom September 1952hieß es:

„Dieses Kontrollratsgesetz betreffend Ausgleichs- und
Schiedsverfahren inArbeitsstreitigkeiten lehntsich im wesentli-
chen an die angelsächsische Schlichtung an.Esführt den soge-
nannten Sachbearbeiter für das Schlichtungswesen ein, derdem
deutschen Schlichtungsrechtvon vor1933 fremd war.Beidiesen
Vermittlern handelt es sich um Personen, die bei den obersten
Arbeitsbehördendes Landes bestellt werden und die Aufgabe
haben, gemeinsam mit Arbeitgebern und Arbeitnehmern bzw.
weiteren Organisationen über Fragen der Arbeitsbedingungen
zuberaten. IhreHauptaufgabe istes, Arbeitsstreitigkeitendurch
Schiedsverfahren zuschlichten.

"
DerLandesschlichterhatte tätigzu werden, wenndieInter-

essen der alliiertenBesatzungsmächte berührt waren. Im übri-
gen handelte es sich nicht um eine Zwangsschlichtung, da in
allensonstigen Fällen der Schlichter nur mit Zustimmung der
streitenden Tarifvertragsparteien tätig werden konnte. Aller-
ndings konnte das Ergebnis der Schlichtung nach denBestir-

9 Vgl. Dieter Günther, Gewerkschaf-
ter imExil,S. 155.
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mungen des Tarifvertragsgesetzes für allgemeinverbindlich er-
klärt werden.

Indem erwähnten Artikel, der namentlichnicht gezeichnet
ist, aber vonMartinKrebs verfaßt seindürfte, heißt es weiter,
daß es durch die Einschaltung des „Sachbearbeiters für das
Schlichtungswesen" in Schleswig-Holstein gelungen sei, den
Ausbruch größerer Arbeitskämpfe zu vermeiden. Nach der
beim Bundesarbeitsministerium geführten Bundesstatistik
nehme Schleswig-Holstein in der Ausübung der Schlichtertä-
tigkeit den zweitenPlatzhinterNordrhein-Westfalenein.Da-
nach hat es 1950 in Schleswig-Holstein 29 ganz überwiegend
erfolgreiche Schlichtungen gegeben. 1951betrug die Anzahl
bereits 36. Dem standen in den beiden Jahren jeweils vier
Streiks oder Aussperrungen gegenüber.

Über Praxis und Ablaufder Schlichtungsverhandlungen be-
richteteunsFrau S.:

„Ich war als Protokollführerin immer dabei. Von der Mög-
lichkeit,unsanzurufen, machtenArbeitgeberundGewerkschaf-
ten sehr häufig Gebrauch. Wir ließen uns dann die Unterlagen
mit denForderungen unddem Angebot schicken.Dann haben
wir das durchgerechnet. Die Forderungen waren damals sehr
bescheiden, zwei oderdrei Pfennige, und ein wenigArbeitszeit-
verkürzung. ZuBeginnder Verhandlungen hattejedeSeitenoch
einmal Gelegenheit, ihren Standpunkt darzulegen. Die Ver-
handlungen selbst waren oft sehr langwierig, bis spät in die
Nacht hinein. Wenn sichdieParteien nicht einig wurden, baten
sieihnum einenSchiedsspruch. Wir habenuns dann zumBera-
ten und Überlegen zurückgezogen. Danach hat Martin Krebs
seinen Schlichtungsvorschlag vorgelesen, und jede Seite hatte
noch einmalGelegenheit, sich zuäußern. InallerRegelkriegten
wirdann den Schiedsspruch zustande.

Martin Krebs war bei diesen Verhandlungen ganz unpar-
teiisch. Erkonntesehr energischsein undbollertemitunterauch
schoneinmallos. Aber zumeist warer sehr verständnisvollund
vermittelnd.

Die Schlichtungstätigkeit bedeutete viel Arbeit für uns, ob-
wohl dies ja eigentlich nur eine ArtNebentätigkeit neben den
übrigen Aufgaben war. Wir wurdenoftsehrgefordert. Anderer-
seits wareseine sehr befriedigende Tätigkeit. Wirmußten dabei
sehr viel im Lande herumreisen. Martin Krebs benutzte diese
Gelegenheiten häufig, um die verschiedenen über das Land
verstreuten Heime desJugendaufbauwerkes zu besuchen.

"
1957 kandidierteMartin Krebs im EckernförderWahlkreis

für den deutschen Bundestag. Hierzu Bürgermeister Kurt
Schulz als langjähriger politischer Weggefährte nach dem
Kriege inEckernförde:

„MartinKrebs hattedamals wohlkeineechte Chance. Trotz-
dem war eseinedurchaus ernsteKandidatur. MartinKrebs war
ein,in der Wolle gefärbter' Sozialdemokrat aus deralten Arbei-
terbewegung. Er wareinFachmann aufvielen Gebieten, und er
war Oberregierungsrat. Das bedeutete damals durchaus etwas.
Wir waren inBundundLandin der Opposition, undmanmuß
sich dieallgemeinen VerhältnisseunddieStrukturder damaligen
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SPD vor der Verabschiedung ihres Godesberger Programms
vorAugenhalten.MartinKrebs warsehr wohlinderLage,ganz
unterschiedliche Wählergruppen anzusprechen."

Einige Monate vor der Bundestagswahl war Martin Krebs
mit Vollendung seines 65. Lebensjahres in den Ruhestand
getreten. Bis zur Kommunalwahl 1970blieb er in den Selbst-
verwaltungsgremien von Stadt und Kreis Eckernfördeaktiv,
ebenso inden Gremiender Sparkasseund des genossenschaft-
lichen „Gemeinnützigen Wohnungsbauunternehmens". An-
läßlich seines Rückzuges aus der aktiven Kommunalpolitik
ehrte ihndie StadtEckernfördemit der Verleihung derWürde
eines „Ehrenbürgervorstehers". In der Würdigung umriß der
amtierende Bürgervorsteher noch einmal die verschiedenen
Stationen undAktivitätenundhobhervor, daß durchdie Ver-
bindungen, dieMartin Krebs aus seiner Exilzeit nach Schwe-
denhatte,zurLinderungderNot derMenschenMedikamente,
Lebensmittel und Bekleidung im Wert von 1,5 Millionen
schwedischen Kronen in den Kreis Eckernförde geflossen
seien. MartinKrebs starb am 29.Dezember 1971 trotz recht
hohenAlters relativ unverhofft.Sein karitativesWirken allein
wäreAnlaß genug,dasAndenkendiesesManneszubewahren.
Wer ihm gerecht werden will,darf nicht übersehen, daß sein
Strebennach persönlichemFortkommen, seingewerkschaftli-
ches,politisches undberuflichesEngagement undseine vielfäl-
tigeHilfstätigkeit voneinandernicht zu trennen sind. Sie sind
zugleich verbundenmit denUmständeneinerschwierigenZeit
und den Bedingungen einer sozialen und politischen Bewe-
gung,der er sich zugehörigfühlte.
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